
VERORDNUNG (EG) Nr. 148/2008 DER KOMMISSION

vom 20. Februar 2008

zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 900/2007 und (EG) Nr. 1060/2007 zur Klärung des Status
der von den Erstattungen bei der Ausfuhr von Zucker ausgeschlossenen Bestimmungen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 40 Absatz 1 Buchstabe g
und Absatz 2 Buchstabe d,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 900/2007 der
Kommission vom 27. Juli 2007 über eine Daueraus-
schreibung bis zum Ende des Wirtschaftsjahres
2007/08 zur Festsetzung von Erstattungen bei der Aus-
fuhr von Weißzucker (2) und Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1060/2007 der Kommission vom 14. September
2007 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für den
Wiederverkauf von Zucker aus Beständen der belgischen,
der tschechischen, der irischen, der spanischen, der italie-
nischen, der ungarischen, der slowakischen und der
schwedischen Interventionsstelle für die Ausfuhr (3) sind
Dauerausschreibungen für alle Bestimmungen mit Aus-
nahme von Andorra, Gibraltar, Ceuta, Melilla, des Heili-
gen Stuhls (Vatikanstadt), Liechtenstein, der Gemeinden
Livigno und Campione d'Italia, Helgoland, Grönland, der
Färöer, der Landesteile der Republik Zypern, in denen die
Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche Kon-
trolle ausübt, Albanien, Kroatien, Bosnien und Herzego-
wina, Serbien (4), Montenegro und der ehemaligen jugos-
lawischen Republik Mazedonien eröffnet worden.

(2) Um Fehlinterpretationen bezüglich des Status der ausge-
schlossenen Bestimmungen zu vermeiden, sollte unter-
schieden werden zwischen Drittländern, Gebieten der
EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet der Gemein-
schaft gehören, und europäischen Gebieten, für deren
Außenbeziehungen ein Mitgliedstaat zuständig ist, die
jedoch nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören.

(3) Die Verordnungen (EG) Nr. 900/2007 und (EG) Nr.
1060/2007 sind daher entsprechend zu ändern.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 900/2007 erhält
folgende Fassung:

„(1) Es wird eine Dauerausschreibung durchgeführt für die
Festsetzung von Erstattungen bei der Ausfuhr von Weißzu-
cker des KN-Codes 1701 99 10 für alle Bestimmungen mit
Ausnahme von

a) Drittländern: Andorra, Liechtenstein, Heiliger Stuhl (Vati-
kanstadt), Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien (*),
Montenegro, Albanien und die ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien;

b) Gebieten der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet
der Gemeinschaft gehören: die Färöer, Grönland, Helgo-
land, Ceuta, Melilla, die Gemeinden Livigno und Cam-
pione d'Italia und die Landesteile der Republik Zypern,
in denen die Regierung der Republik Zypern keine tat-
sächliche Kontrolle ausübt;

c) europäischen Gebieten, für deren Außenbeziehungen ein
Mitgliedstaat zuständig ist, die jedoch nicht zum Zollge-
biet der Gemeinschaft gehören: Gibraltar.

Während der Geltungsdauer der in Absatz 1 genannten
Dauerausschreibung werden Teilausschreibungen durchge-
führt.

___________
(*) Einschließlich des Kosovo unter der Ägide der Vereinten

Nationen nach der Resolution 1244 des Sicherheitsrats
vom 10. Juni 1999.“
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(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 1260/2007 (ABl. L 283 vom 27.10.2007,
S. 1).

(2) ABl. L 196 vom 28.7.2007, S. 26. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1298/2007 (ABl. L 289 vom 7.11.2007, S. 3).

(3) ABl. L 242 vom 15.9.2007, S. 8. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1476/2007 (ABl. L 329 vom 14.12.2007,
S. 17).

(4) Einschließlich des Kosovo unter der Ägide der Vereinten Nationen
nach der Resolution 1244 des Sicherheitsrats vom 10. Juni 1999.



Artikel 2

Artikel 1 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1060/2007 erhält
folgende Fassung:

„Die in Absatz 1 genannten Bestimmungen sind:

a) Drittländer: Andorra, Liechtenstein, Heiliger Stuhl (Vati-
kanstadt), Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Serbien (*),
Montenegro, Albanien und die ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien;

b) Gebiete der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet
der Gemeinschaft gehören: die Färöer, Grönland, Helgo-
land, Ceuta, Melilla, die Gemeinden Livigno und Cam-

pione d'Italia und die Landesteile der Zypern, in denen
die Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche
Kontrolle ausübt;

c) europäische Gebiete, für deren Außenbeziehungen ein
Mitgliedstaat zuständig ist, die jedoch nicht zum Zollge-
biet der Gemeinschaft gehören: Gibraltar.

___________
(*) Einschließlich des Kosovo unter der Ägide der Vereinten

Nationen nach der Resolution 1244 des Sicherheitsrats
vom 10. Juni 1999.“

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 20. Februar 2008

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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